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MehrStress, aber
dennochzufrieden
Pflegepersonal Das Pflegeper-
sonal kämpft seit einem Jahr an
vorderster Front gegen das Co-
ronavirus. Das hat Auswirkun-
gen auf die Arbeitsbelastung,
wie eine Umfrage der Universi-
tät Bern zeigt. So erlebte das
Pflegepersonalwährendderers-
ten Coronawelle im Frühling
2020 deutlich mehr Stress und
eine höhere Arbeitsbelastung
als 2019. Die Umfrage zeigt
auch, dass das Pflegepersonal
während der ersten Corona-
Welleweniger zufriedenmit sei-
nerBezahlungwar.Derentspre-
chende Umfragewert sank um
9,4 Prozent. Die allgemeine
Arbeitszufriedenheit der Fach-
kräfte sowie ihreBindungan ihr
Spital haben jedoch keinen
Schaden genommen. (dpo)

Geldwäschereigesetz
muss indieNachspielzeit
Die Räte sind sich in einemPunkt noch nicht einig.

DerNationalrat hat amMontag
dasGeldwäschereigesetz ange-
nommen. In der Wintersession
hatte er es an die Kommission
zurückgeschickt mit dem Auf-
trag, einekompromissfähigeVa-
riante auszuarbeiten. Die Lö-
sung war jene, die bereits der
Ständerat vorgeschlagen hatte.

Grösster Streitpunkt an der
Vorlage des Bundesrates waren
die ursprünglich vorgesehenen,
strengerenSorgfaltspflichtenfür
Anwälte und Notare. Der Stän-
derathattediesegestrichen;nun
folgte auch der Nationalrat: Die
grosseKammernahmdieVorla-
ge mit 123 zu 67 Stimmen an.
EineDifferenzbleibt jedoch.Da-

beigehtesdarum,wannein«be-
gründeterVerdacht»vorliegt,bei
dem ein Verdacht auf Geldwä-
scherei gemeldet werden muss.
Hier hatte der Ständerat einen
Passus reingeschrieben, der die
GrenzefürVerdachtsmeldungen
deutlichangehobenhätte.DieSP
kündigte an, dass sie allenfalls
das Referendum ergreifen wür-
de, wenn keine Präzisierung
stattfinde.Dieseerfolgteprompt:
Ein Antrag von Nicolas Walder
(Grüne/GE) wurde angenom-
men. Dieser fasst den «begrün-
detenVerdacht»weniger streng
als der Ständerat. Die kleine
Kammermusssichnunnochein-
mal damit befassen. (mg)

Lehredarfnichtbeendetwerden
Junge Asylsuchendemüssen nach negativemEntscheid ausreisen.

Asylsuchende, die einen Lehr-
oderAusbildungsvertraghaben
und imschweizerischenArbeits-
markt integriert sind, sollen
auch bei einem negativen Asyl-
entscheid ihre Ausbildung ab-
schliessen können, bevor sie in
ihr Herkunftsland zurückkeh-
ren.DieseMotion seiner Staats-
politischen Kommission hatte
der Nationalrat in der Winter-
session angenommen.

Davon wollte der Ständerat
gestern jedochnichtswissen.Er
lehnte die Motion mit 24 zu 18
Stimmenbei 3Enthaltungenab.
DieMehrheit zeigte zwareinge-
wisses Verständnis für das An-
liegen, sah aber keinen gesetz-
geberischen Handlungsbedarf.

MitdenbeschleunigtenAsylver-
fahren werde es nicht mehr zu
solchen Situationen kommen,
argumentierte Thomas Hefti
(FDP/GL) im Namen der Kom-
mission. Bei altrechtlichen Fäl-
len gebe es bereits heute prag-
matische Lösungen. Hefti be-
tonte, eine glaubwürdige
Asylpolitik setzevoraus,dassab-
gewiesene Asylbewerber die
Schweiz tatsächlich verlassen.

Sein KantonskollegeMathi-
asZopfi (Grüne)wandtevergeb-
lich ein, abgebrochene Berufs-
ausbildungen nützten weder
Lehrlingen noch ihren Lehr-
meistern. Betriebe würden sol-
chen Menschen in Zukunft zu-
demkeineChancemehrgeben,

sagte Zopfi. Er verwies auf Ös-
terreich, wo jeder abgewiesene
Asylbewerber seineBerufslehre
beenden könne. Seiner Ansicht
nach sind die erworbenen Fä-
higkeiten späterwertvoll, wenn
die jungenMenschen in ihrHer-
kunftsland zurückkehren.

Auch der Bundesrat lehnte
das Ansinnen ab. Im Einzelfall
könne bereits heute eine länge-
reAusreisefrist für abgewiesene
Asylbewerber verfügt werden,
wennbesondereUmständedies
erforderten, gab Justizministe-
rin Karin Keller-Sutter zu be-
denken.Es sei nicht angezeigt,
wegeneinesÜbergangsphäno-
mens gesetzgeberisch zu
handeln. (rwa)

E-ID:Dassind
diePlänederGegner
beieinemNein
Lehne das Volk dasGesetz ab, werde es lange kein neues geben, sagt
Bundesrätin Keller-Sutter. DieGegner kontern –mit eigenen Ideen.

Othmar vonMatt

«Dann wird es vermutlich auf
Jahre hinaus kein neues Projekt
mehrgeben,dasmehrheitsfähig
ist»: Das sagte Justizministerin
Karin Keller-Sutter auf die Fra-
ge, was geschehe, wenn die Be-
völkerungNein sagezur elektro-
nischen Identität (E-ID).Undsie
fügte im Doppelinterview mit
Bundespräsident Guy Parmelin
beiCHMediahinzu:«DieWirt-
schaftwirddasZepter überneh-
men. Sie ist wie dasWasser: Sie
findet immer einenWeg.»

Einen Weg finden auch die
Gegner. SiewollenKarinKeller-
Sutters passiven Widerstand
nicht akzeptieren. Fast alles
deutet zurzeit auf ein Nein hin
am 7. März. Dann soll sich die
Justizministerin weiterhin für
eine E-ID stark machen – aber
für eine staatliche. Das fordert
Co-Kampagnenleiter Daniel
Graf: «Ein Nein wäre ein Ja zu
einer staatlichen E-ID:»

DieSchweizbraucheeine
E-ID–«undzwar rasch»
Das Bürgerkomitee habe stets
klar gemacht, dass die Schweiz
eine digitale Identität brauche
– «und zwar rasch».Graf: «Die
Frage ist nur,werdasVertrauen
der Bevölkerung geniesst: Pri-
vate Unternehmen oder der
Staat?»

Das Referendumskomitee
hat hinter den Kulissen bereits
einenPlanausgearbeitet fürden
Fall eines Neins. Nationalrätin
MinLiMarti (SP)unddieNatio-
nalräteGerhardAndrey (Grüne)
und Jörg Mäder (GLP) werden
dannzweiMotioneneinreichen.
Die erste fordert eine staatliche
E-ID, die zweite will die Identi-
tätskartemit Chip als E-ID.

«Mit der ersten Motion rei-
chen wir den Befürwortern die
Hand, falls dasE-ID-Gesetz ab-

gelehntwird», sagt SP-National-
rätinMin Li Marti. Es gehe hier
darum,«möglichst schnell»An-
lauf zunehme für eineneueLö-
sung. «Denn fast niemand ist
gegen eine E-ID.» Wie diese
technisch genau ausgestaltet
sein soll, lässt die erste Motion
bewusst offen.

Klar ist aber:DieGegnerbe-
auftragendenBundesrat damit,
«ein staatliches elektronisches
Identifikationsmittel» zu schaf-
fen, wie es in derMotion heisst.
Sie liegtderCHMediavor.Zwar
dürfe diese E-ID auf privatwirt-
schaftlichentwickeltenProduk-
ten beruhen. Der Ausstellungs-
prozessmüsse aberdurch staat-
liche Behörden erfolgen. «Und

anfallendeDatendürfennurauf
denGeräten der Endanwender,
desDienstleisters oderdesStaa-
tes gespeichert werden», heisst
es. «Nicht bei Dritten.»

Die SwissCovid-App ist für
Min Li Marti in Sachen Daten-
schutz das grosse Vorbild. Die
App speichert Daten von ande-
ren Nutzern nur lokal und sen-
det sie nicht an einen zentralen
Server. Somit kannniemand re-
konstruieren, mit welcher Per-
sonmanKontakthatte –undwo.
Marti: «Auch diese staatliche
E-ID muss datensparsam und
dezentral funktionieren.»

MädersTipps für
denUmgangmitLogins
GLP-Nationalrat JörgMäder ist
Umweltwissenschafter, Soft-
wareentwickler und IT-Nerd.
Für ihn ist klar, dass der gesam-
te Datenverkehr dieser E-ID
beim Staat stattfinden soll.
«Wenn ich als Bürger mit dem
Staat kommunizierenwill, dann
nurmit demStaat», sagt er.

Persönlichplant er, sich zwei
Logins einzurichten: Ein Login
überdieE-ID fürBehördengän-
geundeinkommerziellesLogin
für Shopping bei Coop oderMi-
gros. «Wenn ich ein Handyabo
oder ein Bankkonto eröffne,
muss ich mich dafür amtlich
ausweisen», sagtMäder.«Dann
werde ichmichbeimerstenMal
mit derneuenE-IDeinloggen.»

Ein einziges Login für alle
Botengänge,wie esdie geplante
E-ID sein wolle, berge ein be-
trächtliches Sicherheitsrisiko.
«Ich benutze ja auch einen an-
deren Schlüssel für mein Velo
als für meine Haustüre», sagt
Mäder. «Ist der Haustürschlüs-
selweg,werde ichechtnervös.»

Die zweite Motion themati-
siert ein längerfristiges Projekt.
Sie fordert, dassdieE-IDaufder
neuen Identitätskarte aufgebaut

wird. Eine geheime Machbar-
keitsstudie der Berner Fach-
hochschule, die dasBundesamt
für Polizei (Fedpol) in Auftrag
gegeben hatte, zeigte schon
2013: Eine staatliche elektroni-
sche Identität (E-ID) ist überden
Chip des biometrischen Passes
machbar. Sie ist damit auch
praktikabel über eine Identitäts-
karte mit Chip. Deutschland,
Belgien und Estland haben be-
reits eine solche E-ID-Lösung.

Diese Idee steht fürdieGeg-
ner im Vordergrund, weil das
Fedpol an einer grundlegenden
Erneuerung der Identitätskarte
arbeitet. Etwa ab 2023 soll sie
zugänglich sein. Ein Chip mit
biometrischenDaten ist zwarof-
fiziell nichtBestandteil desPro-
jekts. Siewirdaber indenumlie-

genden Staaten eingeführt. Es
wäre denkbar, sagte das Fedpol
vor dreiWochengegenüberCH
Media, dass es in Zukunft eine
ID ohne Chip gebe – und eine
mit Chip.

Kampfumdieneue
IdentitätskartemitChip
In der «Arena» von SRF zur Ab-
stimmung betonte Karin Keller-
Sutter aber, dieneue IDkomme
«nicht biometrisch, sondern
ganz normal, das muss ich klar
sagen».DieGegner sehendiese
Äusserung jedochimKontextder
Abstimmungskampagne. «Kel-
ler-Sutter versucht zu sagen, es
gebe keine Alternative zur ge-
plantenE-ID», betont SP-Natio-
nalrätinMarti. «Die Frage ist al-
lerdings,wasmanwill.»Unddie

Gegner wissen, was sie wollen:
Eine staatliche E-ID – und ein
wichtigerWeg zu ihr führt über
die Identitätskartemitbiometri-
schemChip.Esbiete sichan,die
ID bei ihrer Erneuerung mit
einer Smartcard auszustatten
und diese mit einer E-ID-Funk-
tion zu versehen, heisst es in der
Motion.SokönntendieBürgerin-
nen wählen, ob sie eine ID mit
Chip und E-ID-Funktionwollen
– oder ohne.

Die IDmit Chipwürde über
ein Smartcard-Lesegerät oder
einen NFC-Chip angewendet.
Weniger heikle Daten könnten
auf das Smartphone geladen
werden, sagt GLP-Nationalrat
Mäder. Er sieht auch noch eine
zweiteVariante: eine reineSoft-
ware-LösungmitHandy-App.

Min Li Marti (SP, links), Karin Kel-
ler-Sutter (FDP). Bilder: Keystone

Das will das E-ID-Gesetz

Bundesrat und Parlament haben
ein Gesetz ausgearbeitet als
Grundlage für eine elektronische
Identität (E-ID), die vomBund an-
erkannt wird. Das Gesetz regelt,
wie Personen im Internetmit der
E-ID eindeutig identifiziert wer-
den. Damit können sie einfach
und sicher online einkaufen oder
etwa ein Bankkonto eröffnen. Die
Gegner desGesetzes haben das
Referendum ergriffen, weil sie
keine private E-ID wollen, son-
dern eine staatliche. Die Abstim-
mung ist am 7. März. (att)

Eine Identitätskarte mit biometrischemChip als Alternative zur geplanten E-ID? Bild: Britta Gut
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